
Anlage 3: 
Auszug aus dem Gesetz über den Rettungsdienst sowie die 
Notfallrettung und den Krankentransport durch Unternehmer 
(Rettungsgesetz NRW - RettG NRW) vom 24.11.1992  
 
 
§ 14 Beteiligung der Krankenkassen bei der Festsetzung von 
Benutzungsgebühren 
 
(1) Die Festsetzung der Gebühren in der Gebührensatzung erfolgt auf 
der Grundlage des jeweils geltenden Bedarfsplanes. 
 
(2) Der Entwurf der Gebührensatzung ist den Verbänden der 
Krankenkassen und dem Landesverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften mit beurteilungsfähigen Unterlagen zur 
Stellungnahme zuzuleiten. Zwischen den Beteiligten ist Einvernehmen 
anzustreben. 
 
(3) Die in Absatz 2 aufgeführten Verbände können bei einer erheblich 
abweichenden Bewertung der beurteilungsfähigen Unterlagen eine 
Begründung verlangen. 
 
§ 15 Kosten 
 
(1) Die Träger rettungsdienstlicher Aufgaben haben die Kosten für die 
ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben zu tragen. Auch 
Fehleinsätze können in die Gebührensatzungen als ansatzfähige Kosten 
aufgenommen werden. 
 
(2) Die Kreise können die anteiligen Kosten für die Inanspruchnahme der 
Leitstellen auf die Träger von Rettungswachen nach § 6 Abs. 2 umlegen, 
sofern sie von den Benutzern keine Entgelte erheben. Die Träger von 
Rettungswachen nach § 6 Abs. 2 können die von ihnen an den Kreis zu 
zahlenden Beträge in entsprechender Anwendung des § 7 Abs. 1 Sätze 
1 und 2 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969(GV. NW. S.712) in der jeweils 
geltenden Fassung aufbringen. 
 


